
Zusammengefasst sind die Voraussetzungen der �ffentlichen
Zustellung dahingehend auszulegen, dass diese Sonderzustel-
lungsart nur als ultima ratio f�r die Beh�rde in den beiden in
§ 10 I 1 VwZG normierten Fallgruppen in Betracht kommt.47 Im
Gegensatz zum fr�heren Recht darf die �ffentliche Zustellung
nunmehr von jedem hierf�r zeichnungsberechtigten Bediensteten
angeordnet werden (§ 10 I 2 VwZG), denn sachliche zwingende
Gr�nde daf�r, dass derartige Anordnungen nur von hierzu er-
m�chtigten Beamten im statusrechtlichen Sinne getroffen werden
k�nnen, sind nach Auffassung der Gesetzgebers nicht (mehr)
erkennbar.48

Die Durchf�hrung der �ffentlichen Zustellung erfolgt allein
durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung, dass das Doku-
ment �ffentlich zugestellt wird (vgl. § 10 II 1 Hs. 1 und 3
VwZG). Ort und Inhalt der Bekanntmachung sind im Einzelnen
in § 10 II 1 bis 4 VwZG geregelt, die gegen�ber § 15 VwZG a.F.

erhebliche Erleichterungen enthalten. Hervorzuheben ist, dass
neben der Bekanntmachung einer Benachrichtigung an der Stelle,
die von der Beh�rde hierf�r allgemein bestimmt ist, wahlweise
auch die Ver�ffentlichung der Bekanntmachung im Bundesanzei-
ger oder im elektronischen Bundesanzeiger49 zugelassen wird. Aus
datenschutzrechtlichen Gr�nden ist das gesamte zuzustellende
Dokument nicht mehr bekannt zu machen.50

47 BT-Drs. 15/5216, S. 14; BVerfG NJW 1988, 2361; BVerwGE 104, 301; BFH BFH/
NV 2005, 998; BFHE 192, 200; 109, 213; BGHZ 118, 45; Engelhardt/App (Fn. 6) § 10
VwZG Rn. 1.

48 BT-Drs. 15/5216, S. 14.
49 Bei Ver�ffentlichung im elektronischen Bundesanzeiger kann sich der Adressat auf der

Internetseite des Bundesanzeiger Verlages (www.ebundesanzeiger.de) unter der Rubrik
»Amtlicher Teil« – »Bekanntmachungen« �ber eine m�gliche Zustellung informieren.

50 BT-Drs. 15/5216, S. 14.
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Prof. Dr. Herbert Limpens*

»Der renitente Waffensammler«

THEMATIK: Anwaltliche Beratung in einer waffenrechtlichen Angelegenheit – Beurteilung der Erfolgsaussichten
eines Widerspruchs gegen Waffenbesitzverbot und Sicherstellungsanordnung sowie einer Klage
gegen polizeiliche Zwangsanwendung – Feststellungsklage/Abgrenzung zur Fortsetzungsfeststel-
lungsklage – Voraussetzungen der Anwendung unmittelbaren Zwangs

SCHWIERIGKEITSGRAD: entspricht einer Vortragsaufgabe mit mittlerem Schwierigkeitsgrad aus der zweiten juristischen
Staatspr�fung in Nordrhein-Westfalen

VORBEREITUNGSZEIT: 1 Stunde
VORTRAGSZEIT: 12 Minuten

HILFSMITTEL: Gesetzestexte; Kopp, VwGO, in der aktuellen Auflage
HINWEIS: Namen, Orte und sonstige Daten wurden ge�ndert.

n SACHVERHALT
Haase Neuhaus Kosak
Rechtsanw�lte

Aktenvermerk
Anwalt

52064 Aachen
Kapuzinergraben 30
Datum: 20.12.2005

Verf�gung:
1. Neuen Mandaten eingetragen:
Udo Bauer
Br�hlstraße 17
52080 Aachen

2. Vermerk:
Herr Bauer bittet um rechtlichen Rat und schildert folgenden Sachverhalt:
»Ich bin begeisterter Waffensammler und Freizeitsch�tze und besitze vier Schwarzpulver-Einzel-

ladergewehre, mit denen ich in meiner Freizeit regelm�ßig auf dem Schießplatz des Schießsport-
vereins ›Schwarzpulverfreunde Aachen e.V.‹, dessen Mitglied ich bin, schieße. Eine waffenrechtliche
Erlaubnis braucht man f�r diese Waffen nicht.
Als ich am vergangenen Freitagnachmittag (16.12.2005) nach dem Schießen gerade meine

Gewehre in meinem Kleinbus auf dem Parkplatz vor dem Schießplatz verstaut hatte und mich
von meinen Vereinskameraden verabschiedete, kam ein Streifenwagen der Polizei angefahren,
dem zwei Polizeibeamte entstiegen. Diese kamen auf mich zu und �bergaben mir den Bescheid
des Polizeipr�sidiums Aachen vom 13.12.2005. Darin wird mir der Besitz erlaubnisfrei-
er Schusswaffen untersagt. Außerdem steht da etwas von der Sicherstellung meiner Geweh-
re. Dass dies beabsichtigt ist, hatte mir das Polizeipr�sidium schon einmal mit einem Schrei-
ben Anfang November mitgeteilt; ich habe diesem Schreiben aber keine Bedeutung beigemes-
sen.

* Der Autor ist Pr�sident des VG Aachen und Honorarprofessor an der RWTH Aachen.
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Nachdem die Polizeibeamten mir den Bescheid �bergeben hatten, forderten sie mich auf, ihnen
die Waffen sofort herauszugeben. Als ich ihnen erkl�rte, dass ich gar nicht daran d�chte, wollten sie
die Waffen aus dem Kleinbus herausholen. Als ich versuchte, sie an der in meinen Augen voll-
kommen rechtswidrigen Wegnahme zu hindern, um mein Eigentum zu sch�tzen, wurde ich von
einem der Beamten f�r etwa f�nf Minuten in den Polizeigriff genommen und festgehalten, w�hrend
der andere Beamte den Kleinbus aufmachte und die Waffen an sich nahm. Meines Erachtens sind
sowohl der Bescheid als auch die Sicherstellung meiner Gewehre eindeutig rechtswidrig. Der im
Bescheid geschilderte Sachverhalt trifft zwar zu. Es ist aber absurd anzunehmen, dass bei mir die
Gefahr eines Waffenmissbrauchs droht. Ich habe die Waffen z.T. schon seit mehreren Jahren, ohne
dass es jemals zu Beanstandungen gekommen ist. Wenn ich wirklich so gef�hrlich w�re, w�re doch
schon l�ngst etwas passiert.
Zwar stimmt es, dass ich meinen Nachbarn, Herrn Ott, im Oktober mit dem Besen geschlagen

habe. Dies war aber eine Kurzschlussreaktion, die ich bedauere. Ich habe meine Waffen ja gar nicht
benutzt. Außerdem wurde Herr Ott nicht ernsthaft verletzt. Die Polizei hat meiner Ansicht nach das
Vorgeschehen nicht ausreichend ber�cksichtigt. Herr Ott verlangte mit einer v�llig schikan�sen
Klage von mir, die in meinem Garten stehenden Tannen zu f�llen. Da ist es doch durchaus
verst�ndlich und eine nat�rliche Reaktion, dass ich mich dar�ber aufrege, wenn er umgekehrt
sein Laub einfach auf mein Grundst�ck wehen l�sst. Derartige situationsgebundene Wutausbr�che
kann man doch nicht einfach zum Anlass nehmen, einem unbescholtenen B�rger sofort die Waffen
zu entziehen.
Weil in der Rechtsbehelfsbelehrung stand, dass man gegen den Bescheid Widerspruch einlegen

kann, habe ich dies getan. Begr�ndet habe ich den Widerspruch aber nicht.
Auch den Umstand, dass der Polizeibeamte mich auf dem Parkplatz vor dem Schießplatz in den

Polizeigriff genommen hat, m�chte ich nicht einfach auf sich beruhen lassen. Die Polizei hat mich
hier vor den Augen mehrerer anwesender Vereinskameraden und Passanten wie einen Verbrecher
behandelt und kurzzeitig sogar widerrechtlich meiner Freiheit beraubt. Sie k�nnen sich denken, dass
dies seitdem im Verein Tagesgespr�ch ist.
Ich m�chte von Ihnen wissen, ob mein Widerspruch Erfolg haben wird. Außerdem m�chte ich

auch dagegen vorgehen, dass ich wie ein Verbrecher von der Polizei festgehalten wurde.«
Auf Nachfrage:
»Ich w�re auch damit einverstanden, wegen des Verhaltens der Polizeibeamten Klage zu erheben.

Ein Widerspruch gegen das Festhalten hat wohl keinen Sinn mehr.«

3. Handakte anlegen und Bescheid vom 13.12.2005 sowie Widerspruchsschreiben vom
19.12.2005 beif�gen.

4. Neuen Besprechungstermin Anfang 2006 vereinbaren.

5. Wiedervorlage sodann.

20.12.2005
gez. Neuhaus
Rechtsanwalt

Polizeipr�sidium Aachen
Hubert-Wienen-Straße 25
52070 Aachen
Datum: 13.12.2005

Bescheid betr. Waffen-
besitzverbot und Sicher-
stellung vom 13.12.2005

Herrn
Udo Bauer
Br�hlstraße 17
52080 Aachen

Waffenrecht
hier: Waffenbesitzverbot
Sehr geehrter Herr Bauer,
hiermit untersage ich Ihnen den Besitz von Schusswaffen, deren Erwerb nicht der Erlaubnis

bedarf.
Die Sicherstellung Ihrer nachfolgend aufgef�hrten Schusswaffen wird angeordnet:

n Smith Kavalleriekarabiner, Kaliber. 50
n Murray Kavalleriekarabiner, Kaliber.58
n Sharps-Gewehr Modell 1863, Kaliber.54
n Schrotflinte Modell Trapper, Kaliber.12
Außerdem ordne ich im �ffentlichen Interesse die sofortige Vollziehung des Waffenbesitzverbotes an.
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Begr�ndung:
Sie sind Eigent�mer und Besitzer der vier oben aufgef�hrten Einzelladerwaffen, deren Erwerb und

Besitz nach dem Waffengesetz keiner Erlaubnis bedarf.
Zwischen Ihnen und Ihrem Nachbarn, Herrn Stefan Ott, herrscht infolge eines Zivilpro-

zesses, in dem Herr Ott von Ihnen verlangt, zwei in Ihrem Garten stehende Tannen zu
beseitigen, heftiger Streit. Es gab in den letzten Monaten wiederholt Vorf�lle, bei denen Sie
Herrn Ott und dessen Ehefrau auf offener Straße beschimpften und ihnen drohten, ihre Tannen
notfalls mit Waffengewalt zu verteidigen und Herrn und Frau Ott zu erschießen. Am
28.10.2005 kam es zu einer Konfrontation, weil ein auf dem Grundst�ck des Herrn Ott
befindlicher Haufen aus zusammengekehrtem Laub vom Wind auf Ihr Grundst�ck geweht
wurde. Sie beschuldigten Herrn Ott, dass dieser den Laubhaufen absichtlich so platziert habe,
dass er Ihr Grundst�ck verschmutzte. Im Verlauf der Auseinandersetzung drohten Sie Herrn
Ott, ihn zu erschießen, und versetzten ihm mit einem Kehrbesen einen Hieb in den Nacken. Die
Staatsanwaltschaft Aachen hat wegen dieses Vorfalls ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren
gegen Sie eingeleitet, das noch nicht abgeschlossen ist.
Im Hinblick auf Ihr vorstehend geschildertes Verhalten, insbesondere die T�tlichkeit gegen

Herrn Ott am 28.10.2005, ist mit einer weiteren Eskalation des Streits zu rechnen. Es be-
steht eine hohe Gefahr, dass Sie bei einer weiteren Konfrontation mit Herrn Ott oder dessen
Ehefrau �berreagieren und – wie von Ihnen angedroht – Ihre Schusswaffen missbr�uchlich
verwenden und gegen Herrn Ott einsetzen. Wegen der drohenden erheblichen Gefahr f�r
Leben und Gesundheit Ihrer Nachbarn sind der Erlass eines Waffenbesitzverbotes gem. § 41 I
WaffG und die sofortige Sicherstellung der Waffen gem. § 46 IV WaffG erforderlich und
geboten.

Begr�ndung der Anordnung der sofortigen Vollziehung des Waffenbesitzverbotes
Die Allgemeinheit hat ein Recht darauf, vor Gefahren, die sich aus dem Umgang mit Waffen

ergeben k�nnen, gesch�tzt zu werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn mehr als nur die bloße
Vermutung besteht, dass unter Zuhilfenahme legal gew�hrten Waffenbesitzes Straftaten begangen
werden. Die oben geschilderten Vorg�nge lassen diese Prognose durchaus zu.
Diese Tatsachen sowie Ihr Verhalten rechtfertigen keinen weiteren Aufschub im Vollzug des

Waffenbesitzverbotes bis zur Bestandskraft des Bescheides. Das �berwiegende Interesse der All-
gemeinheit und einzelner Betroffener an einem wirksamen Schutz vor Gefahren muss hier Vorrang
vor Ihrem Interesse an der Aus�bung der tats�chlichen Gewalt �ber erlaubnisfreie Waffen sowie
deren Erwerb haben.
Die Anordnung der Sicherstellung ist schon aufgrund Gesetzes sofort vollziehbar.

Im Auftrag
gez. M�ller
Polizeirat

Auf den Abdruck der ordnungsgem�ßen Rechtshelfsbelehrung wurde verzichtet.

Udo Bauer
Br�hlstraße 17
52080 Aachen
Datum: Aachen, den 19.12.2005

Widerspruch des Mandanten
vom 19.12.2005

An das
Polizeipr�sidium Aachen
Hubert-Wienen-Str. 25
52070 Aachen

Sehr geehrter Herr Polizeipr�sident,
hiermit lege ich gegen den an mich gerichteten Bescheid vom 13.12.2005 Widerspruch ein.

Hochachtungsvoll
gez. Udo Bauer

Haase Neuhaus Kosak
Rechtsanw�lte

Vermerk Anwalt

52064 Aachen
Kapuzinergraben 30
Datum: 3.1.2006
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Bauer./. PP Aachen
Vfg.

1. Vermerk
Ich habe heute Einsicht in den Verwaltungsvorgang des Polizeipr�sidiums Aachen genommen.

2. Ablichtung des Vermerks des Polizeipr�sidiums Aachen vom 16.12.2005 (Bl. 3 des Vorgangs)
fertigen und zur Handakte nehmen.

3. 1. 2006
gez. Neuhaus
Rechtsanwalt

Polizeipr�sidium Aachen
Polizeiinspektion 1

Vermerk
Polizeipr�sidium

Aachen, den 16.12.2005

Vermerk:
Betr.: Sicherstellung der Schusswaffen bei Herrn Udo Bauer
Am heutigen Nachmittag gegen 15.00 Uhr suchten der Unterzeichner, POM Wienand, und PM

Braun Herrn Udo Bauer, Br�hlstraße 17, 52080 Aachen, auf, um hier die Sicherstellung der
Schusswaffen des Herrn Bauer zu vollziehen. Wir trafen dort nur die Ehefrau des Herrn Bauer
an, die uns mitteilte, dass Herr Bauer sich gerade auf dem Schießplatz der »Schwarzpulverfreunde
Aachen e.V.« befinde und er seine Gewehre dabei habe. Wir begaben uns sofort dorthin. Auf dem
�ffentlichen Parkplatz vor dem Schießplatz trafen wir Herrn Bauer und einige weitere Vereins-
mitglieder an, die vor einem auf Herrn Bauer zugelassenen VW-Kleinbus (amtl. Kennzeichen:
AC-BB 147) standen.

Wir �bergaben Herrn Bauer den Bescheid vom 13.12.2005 und er�ffneten ihm, dass wir die dort
angeordnete Sicherstellung zwangsweise vollziehen w�rden, wenn er die Waffen nicht sofort freiwillig
herausgebe. Dies verweigerte Herr Bauer. Wir forderten ihn daher auf, zur Seite zu treten, damit wir
uns die Waffen aus dem Kleinbus herausholen k�nnten. Hierauf �ußerte Herr Bauer wiederholt in
erregtem Tonfall, dass er dies keineswegs dulden werde. Als wir gleichwohl versuchten, uns dem
Kleinbus zu n�hern, leistete Herr Bauer uns massiv Widerstand, indem er fortw�hrend versuchte, sich
zwischen uns und den Bus zu dr�ngen und uns wegzuschieben. Nachdem wiederholte Aufforderungen
an ihn, vern�nftig zu sein und uns an den Bus zu lassen, und auch die Androhung, ihn festzuhalten,
keine Wirkung zeigten, wurde Herr Bauer schließlich trotz heftiger Gegenwehr von PM Braun im
Polizeigriff festgehalten, w�hrend ich den Kleinbus �ffnete. Hierbei konnten alle vier sicherzustellenden
Schusswaffen aufgefunden und in Verwahrung genommen werden. PM Braun ließ Herrn Bauer, der
sich zwischenzeitlich wieder etwas beruhigt hatte, daraufhin unmittelbar wieder los.

Im Auftrag
gez. Wienand, POM

n VERMERK F�R DEN BEARBEITER
Die Angelegenheit ist unter Ber�cksichtigung des Begehrens des Mandanten zu begutachten. Dabei
sollen auch �berlegungen zur Zweckm�ßigkeit des Vorgehens angestellt werden. Bearbeitungszeit-
punkt ist der 3.1.2006.
Sollte eine Frage f�r beweiserheblich gehalten werden, so ist eine Prognose zu der Beweislage (z.B.

Beweislast, Qualit�t der Beweismittel etc.) zu erstellen.
Werden Antr�ge an ein Gericht oder eine Beh�rde empfohlen, so sind diese am Ende des

Vortrages auszuformulieren.
Kommt die Bearbeitung ganz oder teilweise zur Unzul�ssigkeit, so ist insoweit zur Begr�ndetheit

in einem Hilfsgutachten Stellung zu nehmen.
Die Formalien (Ladungen, Vollmachten und Unterschriften) sind in Ordnung.
Das Polizeipr�sidium Aachen war f�r den Erlass des Bescheides vom 13.12.2005 zust�ndig.
�ber die Vollziehung einer Sicherstellung nach § 46 IV WaffG enth�lt das Waffenrecht keine

weiteren Regelungen.

n L�SUNG

I. SachberichtKennzeichnung der
Beratungssituation Ich berichte �ber ein anwaltliches Mandat aus dem Verwaltungsrecht. Mandant ist Herr Udo Bauer

aus Aachen. Gegen ihn ist eine waffenrechtliche Verf�gung des Polizeipr�sidiums Aachen ergangen,
die ein Waffenbesitzverbot sowie die Sicherstellung n�her aufgef�hrter Schusswaffen beinhaltet. Das
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